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I. Überblick zu § 18 Abs. 4 UrhDaG

Inhalte unter Open-Content-Lizenzen werden im deutschen Urheberrecht
explizit berücksichtigt. Neben den sogenannten Linux-Klauseln im deutschen
Urheberrecht (u. a. § 32 Abs. 3 Satz 3 UrhG) enthält auch das Urheberrechts-
Diensteanbieter-Gesetz in § 18 Abs. 4 UrhDaG eine Regelung in Bezug auf
Werke, „deren unentgeltliche Nutzung durch jedermann erlaubt ist“. Damit
trägt der deutsche Gesetzgeber der weiten Verbreitung von Inhalten unter
Open-Content-Lizenzen wie Creative Commons Rechnung. Diese Lizenzen
sind grundsätzlich so gestaltet, dass sie keiner gesetzgeberischen Intervention
bedürfen, um ihre Wirkung zu entfalten und gerichtlich durchsetzbar zu sein.
Einer expliziten Regelung zu Gunsten von Open-Content-Lizenzen bedarf es
also nur dann, wenn eine Urheberrechtsreform eine bestimmte Form der
Wahrnehmung exklusiver Rechte zum Normalfall stilisiert, etwa den Wunsch,
Nutzungslizenzen nur gegen Entgelt oder nur im Einzelfall zu erteilen.

Derartige Annahmen liegen Art. 17 der Richtlinie 2019/790 über das Urhe-
berrecht und die verwandten Schutzrechte im digitalen Binnenmarkt (DSM-
RL) zugrunde, den der deutsche Gesetzgeber mit dem Urheberrechts-Diens-
teanbieter-Gesetz in deutsches Recht umgesetzt hat. Art 17 DSM-RL regelt die
Haftbarkeit bestimmter öffentlicher Sharing-Plattformen für Urheberrechts-
verletzungen Dritter. Diensteanbieter im Geltungsbereich von Art. 17 DSM-RL
müssen sich um den Erwerb von Lizenzen für Uploads geschützter Werke
durch Dritte auf ihre Dienste bemühen und unter Umständen auf Verlangen
von Rechteinhabern automatisiert den Upload bestimmter Werke oder
sonstiger Schutzgegenstände verhindern. Art. 17 DSM-RL geht also davon aus,
dass Rechteinhaberinnen ein Interesse daran haben, mit den betroffenen
Unternehmen ein Entgelt für die Nutzung ihrer Werke auf deren Diensten
auszuhandeln oder alternativ die Nutzung zu unterbinden. Dies ist bei
Inhalten unter Open-Content-Lizenzen regelmäßig nicht der Fall, wenn
Rechteinhaber diese Lizenzen gezielt wählen, um eine möglichst ungehin-
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derte, weite Verbreitung der Inhalte zu fördern und auf individuelle Lizenz-
verhandlungen und -vergütungen zu verzichten.

Praxiserfahrungen mit dem Einsatz von Uploadfiltern auf Plattformen wie
YouTube oder Facebook zeigen, dass es dabei zur ungerechtfertigten Sperrung
von gemeinfreien Inhalten oder Werken unter Open-Content-Lizenzen kom-
men kann.1 Das kann verschiedene Gründe haben. In manchen Fällen diffe-
renzieren Rechteinhaber bei der Meldung ihres Repertoires unzureichend
zwischen Inhalten, an denen sie über Exklusivrechte verfügen und solchen, die
sie selbst nur auf Grundlage eines einfachen Nutzungsrechts oder einer
gesetzlichen Erlaubnis nutzen. Enthält beispielsweise eine Fernsehsendung
einen Einspieler, der unter einer Creative Commons-Lizenz steht, dann kann
das Produktionsunternehmen zwar Exklusivrechte an der Sendung geltend
machen und deren vollständigen Upload auf Video-Sharing-Plattformen
untersagen, nicht aber den bloßen Upload des CC-lizenzierten Einspielers, für
den das Produktionsunternehmen selbst nur ein einfaches Nutzungsrecht
hat.2

Zu fälschlichen Sperrungen gemeinfreier oder open-content-lizenzierter
Inhalte kommt es außerdem, wenn die Filtersysteme unzureichend zwischen
verschiedenen Schutzrechten unterscheiden, etwa zwischen dem Urheber-
recht an einem Musikstück und dem Leistungsschutzrecht an einer Tonauf-
nahme. Melden Musikunternehmen eine bestimmte geschützte Aufnahme
eines gemeinfreienWerkes der Musik zur Sperrung bei einem Diensteanbieter,
sperren Filtersysteme zuweilen auch andere Aufnahmen desselben Musik-
stücks, selbst wenn diese von den Nutzerinnen der Plattform selbst eingespielt
wurden oder wenn die Tonaufnahme unter einer Open-Content-Lizenz steht.3

Ziel von § 18 Abs. 4 UrhDaG ist, die möglichst ungehinderte Nachnutzbarkeit
von gemeinfreien Inhalten oder Inhalten unter Open-Content-Lizenzen
sicherzustellen, indem er Diensteanbieter dazu anhält, die wiederholte
ungerechtfertigte Sperrung solcher Uploads wegen behaupteter Urheber-
rechtsverletzungen zu verhindern. Die Regelung lautet:

§ 18 UrhDaG Maßnahmen gegen Missbrauch

(4) Der Diensteanbieter hat nach einem missbräuchlichen Blockierverlangen im Hinblick
auf gemeinfreie Werke oder solche, deren unentgeltliche Nutzung durch jedermann

1 EuGH, Rs. C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Schlussanträge vom 15.07.2021, Rn. 148.
2 EuGH, Rs. C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Schlussanträge vom 15.07.2021, Rn. 186
3 EuGH, Rs. C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Schlussanträge vom 15.07.2021, Rn. 185.
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erlaubt ist, nach Maßgabe von § 1 Absatz 2 bestmöglich sicherzustellen, dass diese Werke
nicht erneut blockiert werden.

Die Regelung zum Schutz von Inhalten unter Open-Content-Lizenzen bedient
sich der Erkenntnisse aus dem Beschwerdeverfahren nach § 14 UrhDaG, das
Nutzende der Plattform durchlaufen können, wenn ihre Uploads ungerecht-
fertigterweise gesperrt wurden. Auch wenn der Einsatz von Uploadfiltern
gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1 UrhDaG grundsätzlich an die Voraussetzung geknüpft
ist, dass Inhalte nicht gesperrt werden dürfen, wenn sie nicht gegen das
Urheberrecht verstoßen, so geht der Gesetzgeber in Bezug auf gemeinfreie und
open-content-lizenzierte Inhalte implizit davon aus, dass es zu solchen
ungerechtfertigten Sperrungen kommen wird. Für diesen Fall schreibt § 18
Abs. 4 UrhDaG vor, dass Diensteanbieter bestmöglich sicherstellen müssen,
dass sich dieselbe ungerechtfertigte Sperrung bei zukünftigen Uploads nicht
wiederholt, nachdem sie den Diensteanbietern einmal – etwa im Rahmen
eines Beschwerdeverfahrens – bekannt geworden ist. Der Sorgfaltsmaßstab,
anhand dessen die Bemühungen der Diensteanbieter gemessen werden sollen,
ist derselbe wie für das Bemühen um die Sperrung von Urheberrechtsverlet-
zungen, der sich gemäß § 1 Abs. 2 UrhDaG nach dem branchenüblichen Stand
der Technik und den individuellen Möglichkeiten des Diensteanbieters rich-
tet.

II. Open-Content-Lizenzen im Gesetzgebungsprozess

1. DSM-Richtlinie

Im Gegensatz zum Urheberrechts-Diensteanbieter-Gesetz geht seine euro-
päische Rechtsgrundlage, Art. 17 DSM-RL, nicht explizit auf die Gefahr der
fälschlichen Sperrung von Inhalten unter Open-Content-Lizenzen ein. Dis-
kussionen über die Gefahr des Overblocking, also die Sperrung von Uploads,
die nicht gegen das Urheberrecht oder verwandte Schutzrechte verstoßen,
begleiteten den Gesetzgebungsprozess jedoch von Beginn an und fanden in
abstrakter Form schließlich Einzug in den Regelungstext. Der Entwurf der EU-
Kommission für Art. 17 DSM-RL (damals Art. 13) ging nicht explizit auf die
Gefahr des Overblocking ein, sondern sah lediglich eine Verpflichtung für
Plattformunternehmen vor, ihren Nutzern ein Beschwerdeverfahren sowie
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Rechtsschutzmöglichkeiten bei Streitigkeiten über den Einsatz von Upload-
filtern zur Verfügung zu stellen.4

Im Laufe des Gesetzgebungsverfahren wurden die Rechte der Plattformnut-
zerinnen erheblich gestärkt.5 Neben dem Beschwerdemechanismus in Art. 17
Abs. 9 DSM-RL, um ungerechtfertigte Sperrungen legaler Uploads im Nach-
hinein zu korrigieren, verpflichtet Art. 17 Abs. 7 Satz 1 DSM-RL Rechteinhaber
und Plattformunternehmen, die Sperrung legaler Inhalte von vornherein zu
verhindern. Der Europäische Gerichtshof hat Art. 17 DSM-RL in dem Verfah-
ren Polen / Parlament und Rat grundrechtskonform ausgelegt und in diesem
Zusammenhang festgestellt, dass die Verpflichtung, legale Inhalte vor einer
ungerechtfertigten Sperrung zu schützen, Vorrang vor der Verpflichtung hat,
sich um die Sperrung urheberrechtsverletzender Inhalte zu bemühen.6 Ein
Filtersystem, das zur Sperrung legaler Uploads führt, hält der Europäische
Gerichtshof für unvereinbar mit dem Recht auf Meinungs- und Informati-
onsfreiheit aus Art. 11 der EU-Grundrechtecharta und hebt in diesem Kontext
explizit Inhalte hervor, die gemeinfrei sind oder „von den fraglichen Urhebern
kostenlos ins Internet gestellt worden“7 sind (mutmaßlich eine Umschreibung
von Inhalten unter Open-Content-Lizenzen).

Um die ungerechtfertigte Sperrung von Uploads open-content-lizenzierter
oder gemeinfreier Inhalte zu vermeiden, müssten Rechteinhaberinnen
einerseits darauf achten, dass sie nur solcheWerkteile zur Sperrung an Online-
Plattformen melden, an denen sie Exklusivrechte haben. Art. 17 DSM-RL
enthält jedoch keine derart klare Vorgabe. Die Regelung beschränkt sich auf
die Feststellung, dass Plattformen sich nur um die Sperrung von Inhalten
bemühen müssen, für die Rechteinhaber „einschlägige und notwendige
Informationen“ bereitgestellt haben (Art. 17 Abs. 4 (b) DSM-RL) und dass
Rechteinhaberinnen „ihr Ersuchen in angemessener Weise“ begründen müs-
sen (Art. 17 Abs. 9 Satz 2 DSM-RL). Die bereitzustellenden Informationen
sollen jedoch laut Generalanwalt Saugmandsgaard Øe „den Nachweis bein-
halten, dass ihnen die Rechte an den Werken oder sonstigen Schutzgegen-

4 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und
des Rates über das Urheberrecht im digitalen Binnenmarkt, COM(2016) 593 final, 2016/
0280(COD)2016.

5 Article 17: (Mis)understanding the intent of the legislator, https://perma.cc/Y9ZM-26ZY.
6 EuGH, Urt. v. 26.04.2022, C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Rn. 78.
7 EuGH, Urt. v. 26.04.2022, C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Rn. 86.
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ständen zustehen, deren Sperrung sie verlangen, damit das „Over-Claim“-Ri-
siko begrenzt wird“.8

Ebenso sucht man in Art. 17 DSM-RL vergeblich nach einer expliziten Ver-
pflichtung der Plattformunternehmen, nur solche Filtersysteme einzusetzen,
die Verwechslungen zwischen verschiedenen Schutzrechten vermeiden, die
oftmals Quell der Sperrung gemeinfreier oder open-content-lizenzierter
Inhalte sind (etwa Verwechslungen zwischen Urheberrecht an Melodien und
Leistungsschutzrecht an Tonträgeraufnahmen). So bleibt es den Mitglied-
staaten überlassen, Regelungen zum Schutz gemeinfreier oder open-content-
lizenzierter Inhalte in ihren nationalen Umsetzungen von Art. 17 DSM-RL zu
definieren.

2. UrhDaG

§ 18 Abs. 4 UrhDaG, der als einzige Regelung des Urheberrechts-Dienstean-
bieter-Gesetzes explizit auf Open-Content-Lizenzen eingeht, ist seinerseits
Ergebnis einer kontroversen Debatte im deutschen Gesetzgebungsprozess.
Anders als in der Literatur zuweilen angenommen9, handelt es sich bei dieser
Regelung nicht um eine Bezugnahme auf gesetzliche Nutzungserlaubnisse in
Form von Urheberrechtsschranken, sondern um eine Regelung zu Gunsten
vertraglicher Nutzungserlaubnisse durch Open-Content-Lizenzen. § 18 Abs. 4
UrhDaG wurde gegen Ende der Ressortabstimmung in den Gesetzentwurf
eingefügt, um die Schwächung des Schutzes von Inhalten unter Open-Con-
tent-Lizenzen an anderer Stelle im Regelungsgefüge des Urheberrechts-
Diensteanbieter-Gesetzes auszugleichen. Der erste Diskussionsentwurf des
Bundesministeriums für Justiz und Verbraucherschutz aus dem Juni 2020
(UrhDaG-E)10 sah noch einen wesentlich weiterreichenden Schutz gemein-
freier und open-content-lizenzierter Uploads vor.

Gemäß § 8 UrhDaG-E sollten Plattformunternehmen den Nutzern beim
Upload stets die Möglichkeit geben, die Nutzung eines Werkes als gesetzlich
oder vertraglich erlaubt zu kennzeichnen. Zu den vertraglichen Erlaubnissen

8 EuGH, Rs. C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Schlussanträge vom 15.07.2021, Rn. 246.
9 Oster, in: Götting/Lauber-Rönsberg/Rauer (Hrsg.), 37. Edition 2023, § 18 Maßnahmen

gegen Missbrauch.
10 DiskE: Zweites Gesetz zur Anpassung des Urheberrechts an die Erfordernisse des digi-

talen Binnenmarktes, abgerufen am: 21.01.2025, https://perma.cc/VMH7-376S.
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zählten hierbei auch Inhalte unter Open-Content-Lizenzen, bei denen die
Rechteinhaberinnen die Nutzung durch beliebige Personen vertraglich erlaubt
haben. Den betroffenen Plattformunternehmen sollte nach dem Diskussi-
onsentwurf die Sperrung derart gekennzeichneter Inhalte grundsätzlich
untersagt sein, sofern die Kennzeichnung sich nicht als offensichtlich unzu-
treffend erweise (§ 8 Abs. 2 UrhDaG-E). Etwaige unzutreffende Kennzeich-
nungen sollten Rechteinhaber im Rahmen eines Beschwerdeverfahrens (§ 14,
15 UrhDaG-E) lediglich nachträglich überprüfen lassen können. Bei wieder-
holter fälschlicher Kennzeichnung von Uploads sollten Diensteanbieter
außerdem befugt sein, Nutzerinnen vorübergehend von der Kennzeich-
nungsfunktion auszuschließen (§ 19 Abs. 3 UrhDaG-E).

Der Diskussionsentwurf übernahm in Bezug auf Inhalte unter Open-Content-
Lizenzen die Gewichtung des Art. 17 Abs. 7 DSM-RL, wonach eine fälschliche
Sperrung legaler Inhalte in jedem Fall zu vermeiden sei. Der Vorschlag
begegnete jedoch erheblicher Kritik seitens der betroffenen Plattformen, die
Nutzern nicht bei jedem Upload mit der Frage nach Kennzeichnung etwaiger
Drittinhalte konfrontieren wollten und die Fähigkeit der Nutzerinnen zur
Einschätzung der urheberrechtlichen Zulässigkeit ihrer Uploads anzweifel-
ten.11 Den Befürchtungen nach einem erheblichen Missbrauchspotential der
Kennzeichnungsmöglichkeit vertraglich erlaubter Nutzungen gab das Minis-
terium schließlich nach und veröffentlichte im Februar 2021 einen Referen-
tenentwurf 12, der keine Kennzeichnung von vertraglich erlaubten Nutzungen
mehr vorsieht. Stattdessen wurde § 18 Abs. 4 UrhDaG neu eingefügt, um
zumindest nach einer ersten fälschlichen Sperrung gemeinfreier oder open-
content-lizenzierter Werke die wiederholte Sperrung desselben Inhalts zu
vermeiden. Dieser Vorschlag fand schließlich Einzug in den Gesetzestext.

III. Implementierungsoptionen für
Sharing-Plattformen

Unternehmen der Unterhaltungsindustrie stehen beim Schutz gemeinfreier
und open-content-lizenzierter Inhalte vor fälschlichen Sperrungen vor der
Herausforderung, dass es keine autoritative Datenbank von Rechteinforma-

11 Stellungnahme Google, abgerufen am: 28.03.2023 (bei Redaktionsschluss war der Link
nicht mehr abrufbar), https://perma.cc/K8T4-5VGN.

12 BT-Drs. 19/27426.
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tionen gibt, auf die sie ihre Einschätzungen stützen können. Sie müssen
weitgehend auf die Richtigkeit der Angaben vertrauen, die (vermeintliche)
Rechteinhaber über die Inhalte machen, die sie zur Sperrung melden. Auch
wenn Rechteinhaberinnen also dazu verpflichtet sind, ihre Sperrverlangen zu
begründen und auf solche Inhalte zu beschränken, an denen sie über Exklu-
sivrechte verfügen, besteht in der Praxis die Gefahr des Overclaiming, also der
Meldung von Werken oder Werkteilen, die gemeinfrei sind oder unter Open-
Content-Lizenzen stehen.

Nutzer, die diese Inhalte hochladen wollen, haben zumindest im Rahmen des
Beschwerdeverfahrens nach §§ 14 ff. UrhDaG die Möglichkeit, fälschliche
Sperrungen rückgängig zu machen. § 18 Abs. 4 UrhDaG macht sich die
Informationen zunutze, die im Rahmen dieser Beschwerdeverfahren gewon-
nen werden. Wird eine fälschliche Sperrung eines gemeinfreien oder open-
content-lizenzierten Inhalts infolge einer erfolgreichen Beschwerde aufgeho-
ben, so hat eine menschliche Überprüfung des entsprechenden Inhalts
stattgefunden und die Plattform ist in der Lage, diesen Inhalt einer „Allowlist“
hinzuzufügen, also einer Datenbank von geprüften Inhalten, deren rechtlicher
Status geklärt ist. Versucht also in Zukunft dieselbe Nutzerin oder ein anderer
Nutzer, denselben Inhalt erneut hochzuladen, soll der Eintrag in der Allowlist
eine erneute automatische Sperrung verhindern.

Die Schutzvorkehrung des § 18 Abs. 4 UrhDaG ist sehr voraussetzungsreich, da
sie nur dann greift, wenn Nutzerinnen von dem Beschwerdemechanismus
regen Gebrauch machen. In der Praxis werden viele Nutzer von Beschwerden
über fälschliche Sperrungen absehen – sei es, weil sie sich selbst unsicher über
ihre Berechtigung zum Upload eines Inhalts sind, oder weil eine nachträgliche
Entsperrung angesichts der Schnelllebigkeit der Onlinekommunikation wenig
attraktiv erscheint. Dennoch könnte § 18 Abs. 4 UrhDaG eine deutlich größere
Wirkung entfalten, wenn er als Blaupause für eine industrieweite Kooperation
zum Schutz gemeinfreier und open-content-lizenzierter Inhalte genommen
wird. Hat eine Plattform im Rahmen eines Beschwerdeverfahrens einen Inhalt
als gemeinfrei oder open-content-lizenziert eingestuft, so könnte sie diesen
Eintrag in der Allowlist mit anderen Plattformen teilen. Auch andere ent-
sprechend befähigte Institutionen könnten die freie Nachnutzbarkeit
bestimmter Inhalte verbriefen und in einer gemeinsamen Datenbank
gemeinfreier oder open-content-lizenzierter Inhalte dokumentieren, auf die
alle Plattformen und die Allgemeinheit zugreifen könnten. Die Umsetzbarkeit
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eines dahingehenden Vorschlags13 prüft die Europäische Kommission im
Rahmen eines Pilotprojekts zur Schaffung einer öffentlichen EU-Datenbank
gemeinfreier und offen lizenzierter Werke.14

IV. Ausblick

Mit seiner expliziten Schutzvorkehrung gegen die unzulässige Sperrung von
Inhalten unter Open-Content-Lizenzen im Rahmen von Art. 17 DSM-RL steht
Deutschland bislang allein da. Für welche Plattformen diese Regelung derweil
verbindlich ist, ist unklar. Für die Regulierung von Diensten der Informati-
onsgesellschaft, zu denen auch die von Art. 17 DSM-RL betroffenen Dienste
gehören, gilt grundsätzlich das Herkunftslandprinzip. Dies könnte den Schluss
zulassen, dass nur Plattformen mit Sitz in Deutschland den Vorgaben des § 18
Abs. 4 DSM-RL folgen müssten, was diesen weitgehend leerlaufen ließe. Für
urheberrechtliche Regelungen gilt dagegen das Schutzlandprinzip, derweil
können sich Nutzerinnen der betroffenen Dienste auf nationale Verbrauch-
erschutzregelungen berufen. Dazu könnte auch der § 18 Abs. 4 UrhDaG
gehören. Angesichts der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshof in
Polen / Parlament und Rat müssten Inhalte unter Open-Content-Lizenzen in
der gesamten Europäischen Union, ungeachtet divergierender nationaler
Umsetzungen von Art. 17 DSM-RL, vor ungerechtfertigten Sperrungen
geschützt sein.

Insofern bedarf § 18 Abs. 4 UrhDaG der gerichtlichen Auslegung, um festzu-
stellen, ob er für alle Plattformen im Rahmen von Art. 17 DSM-RL verbindlich
ist und ob er ausreicht, um die Anforderungen des EuGH an den Schutz legaler
Uploads zu erfüllen. Auch wenn § 18 Abs. 4 UrhDaG keine Entsprechung in
anderen nationalen Umsetzungen von Art. 17 DSM-RL findet, ließe sich aus
Polen / Parlament und Rat eine ähnliche Verpflichtung ableiten. Hierzu passt
die Argumentation des Generalanwalts Saugmandsgaard Øe in den Schluss-
anträgen zu dem Verfahren, wonach eine erstmalige Sperrung von gemein-
freien Inhalten akzeptabel sei, wenn eine Rechtsverletzung manifest erscheine
und Nutzer im Rahmen eines Beschwerdeverfahrens ihre Berechtigung zur
Nutzung des Inhalts nachweisen können.15 Mit dieser Sichtweise wäre § 18
Abs. 4 UrhDaG kompatibel – auch wenn eine erste fälschliche Sperrung

13 Paul Keller/Felix Reda, Whitepaper, Open Future 2021.
14 EuGH, Urt. v. 26.04.2022, C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Rn. 86.
15 EuGH, Rs. C-401/19 – Polen / Parlament und Rat, Schlussanträge vom 15.07.2021, Rn. 205.
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unvermeidbar ist, ist spätestens ab der zweiten Sperrung desselben Werks die
Rechtsverletzung nicht mehr manifest und die falsche Sperrung vermeidbar.
Allerdings hat der Europäische Gerichtshof die Unterscheidung zwischen
manifesten und nicht manifesten Rechtsverletzungen in seinem Urteil nicht
übernommen. Stattdessen nennt der EuGH Open-Content-Lizenzen als Bei-
spiel legaler Nutzungen, die nicht zu automatischen Sperrungen führen dür-
fen.16

Vor diesem Hintergrund bleiben Zweifel bestehen, ob ein nachträglicher
Schutz open-content-lizenzierter Inhalte vor falschen Sperrungen nach dem
ersten erfolgreichen Beschwerdeverfahren dem Schutz der Grundrechte der
Nutzerinnen Genüge tut. Dennoch handelt es sich bei § 18 Abs. 4 UrhDaG
bislang um den einzigen Mechanismus, um den besonderen Risiken von
Uploadfiltern für Inhalte unter Open-Content-Lizenzen zu begegnen. Die
Berücksichtigung dieser Problematik in der deutschen Umsetzung von Art. 17
DSM-RL zeigt, dass der deutsche Gesetzgeber Open-Content-Lizenzen als
elementaren Teil des Urheberrechtssystems begreift und um eine Fortent-
wicklung des Urheberrechts bemüht ist, die derartige Lizenzen wie Creative
Commons nicht behindert.

16 https://www.commonsdb.org.
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